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Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
an Bauleitplan- und vergleichbaren Satzungsverfahren 
(§ 4 Abs. 1 Baugesetzbuch [BauGB]) 
 
 
Sehr geehrter Herr Häußler, 
 
das Landratsamt Alb-Donau-Kreis äußert sich wie folgt: 
 
Gemeinde, Gemarkung Langenau 
Bebauungsplan für das Gebiet „Gewerbegebiet an der A 7 Süd, 4. BA, 1. Än-

derung“  
– frühzeitige Beteiligung der  

Träger öffentliche Belange  

Ihr Schreiben vom 27.03.2026 
Ihr Zeichen Häußler 
Planunterlagen vom 25.02.2026 
Fristablauf für die Stellungnahme am 04.05.2026 

 
 
Stellungnahme 
 
1 Anregungen 

 
1.1 Bauen, Brand- und Katastrophenschutz  

Brandschutz 
1.1.1 Zur Sicherstellung der Löschwasserversorgung ist eine Menge von 192 m3 pro 

Stunde über einen Zeitraum von 2 Stunden vorzusehen.  
 

1.1.2 Die Hydranten sind so anzuordnen, dass sie die Wasserentnahme leicht er-
möglichen. 
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1.1.3 Die Löschwasserversorgung für den ersten Löschangriff zur Brandbekämpfung 
und zur Rettung von Personen muss in einer Entfernung von 75 Metern Laufli-
nie bis zum Zugang des Grundstücks von der öffentlichen Verkehrsfläche aus 
sichergestellt sein.  
 

1.1.4 Entnahmestellen mit verminderter Leistung sind vertretbar, wenn die gesamte 
Löschwassermenge des Grundschutzes in einem Umkreis (Radius) von 300 
Metern aus maximal 2 Entnahmestellen sichergestellt ist.  
 

1.1.5 Diese Regel gilt nicht über unüberwindbare Hindernisse hinweg. Das sind z.B. 
Bahntrassen, mehrspurige Schnellstraßen sowie langgestreckte Gebäudekom-
plexe die die tatsächliche Laufstrecke zu den Wasserentnahmestellen unver-
hältnismäßig verlängern.  
 

1.1.6 Die Abstände von Hydranten auf Leitungen in Ortsnetzen welche auch der 
Löschwasserversorgung (Grundschutz) dienen, dürfen 150 Meter nicht über-
steigen. Größere Abstände von Hydranten bedürfen der Kompensation durch 
geeignete Löschwasserentnahmestellen.  
 

1.1.7 Bei der oben genannten Löschwasserentnahme aus Hydranten (Nennleistung) 
darf der Betriebsdruck 1,5 bar nicht unterschreiten.  
 

1.1.8 Der Punkt 3.7 aus der VwV Feuerwehrflächen ist zu beachten. 

1.1.9 Nach Vorlage der genauen Planungen für das Hochregallager muss der 
Brandschutz nochmals im Detail geprüft werden. 
 

1.2 Forst, Naturschutz 
Naturschutz 

1.2.1 Für die neue Lagerhalle mit Hochregal der Firma Dachser sind nun 36 m Höhe 
in der westlichen Hälfte beantragt. Die genehmigt Gebäudehöhe von 20 m wird 
hierbei deutlich erhöht und stellt schon eine Veränderung der bisherigen 
Landschaftsbildbewertung dar.  
Für die Ausgleichflächen südlich davon (Flst 1136 und 1137, über dem Weg) 
sind keine Beeinträchtigung zu erwarten. Sie sind zu schonen und 
auszugrenzen. 

 Nach Süden ist deshalb jegliche Beleuchtung der Gebäudefläche zu 
unterlassen, auch keine beleuchteten Logos. Gleiches gilt für die Andienung 
des Lagers, welches von Norden, Westen bzw. Osten erfolgen soll, um die 
Störung zu den südlichen Flurstücken gänzlich zu unterbinden.  
 

1.2.2 Wie unter 1.6.2. beschrieben hat die komplette restliche Außenbeleuchtung mit 
insektenschonender Beleuchtung zu erfolgen. 

  
1.2.3 Der „4. Bauabschnitt des Gewerbegebietes an der A7 Süd“ ist schon 

genehmigt und der Kompensationsbedarf ermittelt (Ausgleichsbedarf von 1,5 
ha) und bereits ausgeglichen über eine Ökokontomaßnahme auf den 
Flurstücken Fl. Nr. 1168 und 1170 Stiergärtle (Albeck) und Fl. Nr. 2839/5 
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Steiniger Berg (Langenau).  
 

1.2.4 Durch die Änderung des Bebauungsplanes und der Zufahrt erfolgt ein Eingriff 
in das festgesetzte Pflanzgebot PFG 2, was intern durch die Verbreiterung des 
Pflanzgebotes PFG 11, sowie durch die südliche Verbreiterung des 
Pflanzgebotes PFG 2 ausgeglichen werden soll. Mögliche Defizite könnten ggf. 
durch eine Extensivierung der restlichen Grünflächen (siehe UB) erreicht 
werden. Die Mehreingriffe (in der Fläche und Höhe) sind nicht neu zu 
bilanzieren, aber zu berücksichtigen und verbal zu benennen.   
 

1.2.5 PFG 2, 9, 10 und 11 sind im Zusammenhang mit der Bebauung entsprechend 
umzusetzen.  
 

1.2.6 Mit diesen Maßnahmen kann eine entsprechende Ein- und Durchgrünung der 
gewerblich genutzten Flächen entsprechend den Hinweisen des 
Gestaltungsbereirats realisiert werden. Die Ausgleichsflächen wurden bereits 
in Folgejahren 2007 hergestellt und wurden über ein regelmäßiges Monitoring 
überprüft. Die Ergebnisse dieses Monitorings bitten wir in die Antragsunter-
lagen aufzunehmen bzw. gesondert der UNB vorzulegen.  

  
1.2.7 Bei den Maßnahmen 1.6. ist die festgesetzte Fassadenbegrünung unserer 

Einschätzung nach schwierig zu realisieren, v.a. bei einer Gebäudehöhe von 
36 m.  

  
1.2.8 Die Änderung des Bebauungsplanes innerhalb des Planbereiches ergeben 

keine Änderung bzgl. der Bodenversiegelung. Der unter 3.6. Bodenschutz 
beschriebene Umgang mit dem Boden erfolgt nach BBodSchV, sowie den 
Leitfäden zum Schutz der Böden und dem Auftrag von kultivierbarem 
Bodenaushub. Hierbei gelten die gesetzlichen und fachlichen Regelungen, die 
der grundsätzlichen Kompensation des Eingriffes in das Schutzgut Boden 
dienen, durch die Verwertung des Bodens. 
Der auf landwirtschaftliche Böden verbrachte Boden dient somit der 
Eingriffsminimierung und steht nicht für die zusätzliche Generierung von 
Ökopunkten auf diesen Flächen zur Verfügung.  

  
1.2.9 Die unter 6.5. genannten „Grünordnerischen Festsetzungen“ richten sich nach 

dem rechtskräftigen Bebauungsplan und sind umzusetzen:  
 

− Begrünung von Fassaden über 50 m Länge  

− Festsetzung von Pflanzgeboten zur Randeingrünung im Osten 
und Süden des Plangebiets  

− Festsetzung von Pflanzmaßnahmen auf den Grundstücken (je 
500 m² überbauter Fläche ein Baum, je 5 Stellplätze ein Baum)  

− Festsetzung einer Artenliste mit heimischen u. standortgerechten 
Bäumen. 
 

1.2.10 Die Umsetzung einer Dachbegrünung zählt hier auch dazu und ist verbindlich. 
Sie kann und soll auch in Kombination mit einer PV-Anlage erfolgen. Dies 
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dient der Einsparung von rund 40 ha genehmigten Sonderbebauungsfläche für 
FFPV-Anlagen in unmittelbarer Nähe links und rechts der A7 auf wertvollen 
Ackerstandorten. 

2 Hinweise 
 

2.1 Straßen 
2.1.1 Wegen der Nähe zur A 7 ist zuständigkeitshalber im Verfahren das Fernstra-

ßen-Bundesamt zu beteiligen. 
 

2.2 Bauen, Brand- und Katastrophenschutz  
Bauleitplanung 

2.2.1 Der Bebauungsplan ist aus dem Flächennutzungsplan entwickelt. Dies ent-
spricht dem Entwicklungsgebot des § 8 Abs. 2 Satz 1 BauGB. Eine Fortschrei-
bung des FNP, sowie die Genehmigung des Bebauungsplanes ist nicht erfor-
derlich. 

  
2.2.2 Bitte senden Sie uns mit In-Kraft-Treten des Bebauungsplanes den zeichneri-

schen Teil des Bebauungsplanes zusätzlich in vektorieller Form als XPlan-
GML-Datei. 
 

2.2.3 Bitte teilen Sie uns entsprechend § 3 Abs. 2 BauGB mit, wie Sie diese Stel-
lungnahme behandelt haben. 
 

2.3 Landwirtschaft 
2.3.1 Das Vorhaben befindet sich innerhalb des Bebauungsplans „Gewerbegebiet 

an der A7 Süd IV“. Es sind keine zusätzlichen landwirtschaftlichen Flächen be-
troffen. 
 

2.4 Forst, Naturschutz 
Naturschutz 

2.4.1 Externe Ausgleichsmaßnahmen sind ins Kompensationsverzeichnis einzutra-
gen (§ 7 KompVzVO).   
Die Registrierung sowie der Eintrag der Maßnahme erfolgen über den Punkt 
„zur Anwendung“ unter folgendem Link:  https://kompvz.landbw.de/ 
Hier finden Sie unter der Menüleiste „Fachanwendung KompVz BW“ auch das 
„Handbuch“ sowie weitere Informationen zur Kompensationsverzeichnis-Ver-
ordnung.  
Wir weisen die Gemeinde auf die Eintragungspflicht gemäß §7 KompVzVO hin 
und bitten um Benachrichtigung der uNB (naturschutz@alb-donau-kreis.de) 
sobald dieser erfolgt ist.  
Für die Veröffentlichung ist der Eingriff nach Eintragung an das Team „UNB 
Alb-Donau-Kreis“ freizugeben.  
 

2.5 Verkehr und Mobilität 
Verkehrsbehörde 

2.5.1 Die Zuständigkeit liegt beim Verwaltungsverband Langenau. Bitte direkt anhö-
ren. 
 

https://kompvz.landbw.de/
mailto:naturschutz@alb-donau-kreis.de
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2.6 Umwelt- und Arbeitsschutz 
Kommunales Abwasser 

2.6.1 Im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens ist bei Grundstücken mit einer 
abflusswirksamen Fläche von mehr als 800 m² gemäß Abschnitt 14.9 der DIN 
1986-100 ein Überflutungsnachweis zu führen. 
 

2.7 Flurneuordnung 
2.7.1 Es werden keine Einwendungen vorgebracht. 

 
 

 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Thomas Langenbacher 
 
 
 
 



    

Dienstgebäude Alexanderstraße 48 

72072 Tübingen 

Telefon: 07071 757-2429 

Telefax: 0711 904-45444 

Homepage: https://rp.baden-wuerttemberg.de 

Serviceportal: www.service-bw.de 

Buslinie 4 · Haltestelle "Königsbergerstr." 

Buslinie 13 · Haltestelle "Alexanderstr." 
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Regierungspräsidium Stuttgart | Postfach 20 01 52 | 73712 Esslingen a. N. 

 

Büro für Stadtplanung 
Zint & Häußler GmbH 

Schützenstraße 32  
89231 Neu-Ulm 

 

Landesamt für Denkmalpflege 
 

Name: Iris Grunert 

Telefon: 07071 757-2448 

E-Mail: abteilung8@rps.bwl.de 

 

Geschäftszeichen: RPS83-1-255-28/93/2 

 (bei Antwort bitte angeben) 

 

Datum: 15.04.2026 

 

UL(L), Langenau, Langenau, BPL "Gewerbegebiet an der A7 Süd, 4. BA 
1.Änderung"  

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

vielen Dank für die Beteiligung des Landesamts für Denkmalpflege als Träger öffentlicher Be-

lange im oben genannten Verfahren.  

 

das Plangebiet liegt im Bereich folgender denkmalrelevanter Objekte 

  

• „Vorgeschichtliche Siedlung“ (Listen-Nr. 107, ADAB-Id. 113369883); Prüffall 

 

https://rp.baden-wuerttemberg.de/
https://www.service-bw.de/
mailto:abteilung8@rps.bwl.de
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Prüffälle bezeichnen Objekte, deren Kulturdenkmaleigenschaft noch nicht abschließend ge-

prüft ist. 

 

Um Planungssicherheit herzustellen und spätere Bauverzögerungen zu vermeiden, sollten 

frühzeitig im Vorfeld der Erschließung archäologische Voruntersuchungen durch das Landes-

amt für Denkmalpflege im Regierungspräsidium Stuttgart (LAD) durchgeführt werden. Dazu 

bietet das LAD den Abschluss einer öffentlich-rechtlichen Vereinbarung zu den Rahmenbedin-

gungen an, insbesondere zu Fristen für die Untersuchungen und zur Kostenbeteiligung des 

Veranlassers. Nähere Informationen finden sie unter (https://www.denkmalpflege-bw.de/ge-

schichte-auftrag-struktur/archaeologische-denkmalpflege/rettungsgrabungen). Zweck der 

Voruntersuchungen ist es, die noch ausstehende Prüfung auf Kulturdenkmaleigenschaft vorzu-

nehmen. Danach ergeben sich zwei Möglichkeiten. 

 

1) Die vermutete Kulturdenkmaleigenschaft bestätigt sich nicht. Dann bestehen gegen die Pla-

nung in dieser Hinsicht keine denkmalfachlichen Bedenken mehr. 

 

2) Die vermutete Kulturdenkmaleigenschaft bestätigt sich. Ein Festhalten am aktuellen Pla-

nungsentwurf würde zur Zerstörung des Kulturdenkmals führen. In diesem Fall sind aufgrund 
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der vorrangigen Erhaltungspflicht aus § 6 Abs. 1 DSchG zunächst denkmalerhaltende Pla-

nungsalternativen in Betracht zu ziehen. Sind diese nicht zumutbar, ist der Vorhabenträger als 

Veranlasser der Zerstörung gem. § 6 Abs. 2 DSchG zur fachgerechten Untersuchung, Bergung 

und Dokumentation des Kulturdenkmals im Rahmen einer archäologischen Rettungsgrabung 

verpflichtet. Rettungsgrabungen erfolgen i.d.R. durch ein privates Grabungsunternehmen, das 

vom Veranlasser auf dessen Kosten beauftragt wird. Dabei gelten die Grabungsrichtlinien des 

Landes Baden-Württemberg sowie der Genehmigungsvorbehalt gem. § 21 DSchG (Nachfor-

schungsgenehmigung). Der finanzielle und zeitliche Rahmen solcher Rettungsgrabungen ist 

abhängig von der Größe der Untersuchungsfläche und der Komplexität des archäologischen 

Befundes. Sie können mehrere Monate in Anspruch nehmen. Die Modalitäten einer Rettungs-

grabung sind in einer gesonderten öffentlich-rechtlichen Investorenvereinbarung mit dem 

Land Baden-Württemberg, vertreten durch das LAD, zu klären. 

 

Für die außerhalb der Prüffallfläche gelegenen Bereiche verweisen wir auf die Regelungen der 

§§ 20 und 27 DSchG: 

Sollten bei der Durchführung vorgesehener Erdarbeiten archäologische Funde oder Befunde 

entdeckt werden, ist dies gemäß § 20 DSchG umgehend einer Denkmalschutzbehörde oder der 

Gemeinde anzuzeigen. Archäologische Funde (Steinwerkzeuge, Metallteile, Keramikreste, Kno-

chen, etc.) oder Befunde (Gräber, Mauerreste, Brandschichten, auffällige Erdverfärbungen, 

etc.) sind bis zum Ablauf des vierten Werktages nach der Anzeige in unverändertem Zustand 

zu erhalten, sofern nicht die Denkmalschutzbehörde mit einer Verkürzung der Frist einverstan-

den ist. Zuwiderhandlungen werden gem. §27 DSchG als Ordnungswidrigkeiten geahndet. Bei 

der Sicherung und Dokumentation archäologischer Substanz ist zumindest mit kurzfristigen 

Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen. Ausführende Baufirmen sollten hierüber schriftlich in 

Kenntnis gesetzt werden. 

 

Für Rückfragen steht Ihnen zur Verfügung: 

Herr Dr. Martin Thoma, Tel. 0162/2988294, Email martin.thoma@rps.bwl.de  

 

Seitens der Bau- und Kunstdenkmalpflege bestehen nach aktuellem Sachstand keine Anre-

gungen oder Bedenken. 

 

Mit freundlichen Grüßen, 
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Um die Betroffenheit der Denkmalpflege schnellstmöglich prüfen zu können, bitten wir zukünf-

tig (neben der Bereitstellung als pdf-Datei) um die Zusendung des Planungsgebietes als Vek-

tordaten im Shape-Format (.shp, .shx, .dbf, .prj). 

Wir würden Sie diesbezüglich um eine Bereitstellung der Shapes im Koordinatenreferenzsys-

tem EPSG:25832 UTM 32N bitten sowie um möglichst korrekte Geometrien (keine Selbstüber-

schneidungen oder Überlappungen) im Geometrietyp Polygon oder Multipolygon.  

 

 

 

 
Datenschutzhinweise 
Informationen zum Schutz personenbezogener Daten, welche die Regierungspräsidien Baden-
Württemberg verarbeiten, erhalten Sie im Internet unter: 
https://rp.baden-wuerttemberg.de/datenschutzerklaerungen-der-regierungspraesidien-b-w/ 
oder postalisch auf Anfrage. 
 

https://rp.baden-wuerttemberg.de/datenschutzerklaerungen-der-regierungspraesidien-b-w/
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